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MUndlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutsdien Bundestages 
am Mittwoch, dem 15. Januar 1969 
am Donnerstag, dem 16. Januar 1969 
am Freitag, dem 17. Januar 1969 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


i. Abgeordneter Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung 
Dr. Apel vor, um die zum Teil übertriebenen und unge- 

rechtfertigten Mietpreiserhöhungen bei Woh- 
nungen mit sechs und mehr Wohnräumen in 
München und Hamburg auf ein erträgliches 
Maß zu beschränken? 


2. Abgeordneter Welche Kriterien sind nach der Meinung der 
Dr. Apel Bundesregierung bei der Feststellung anzu- 

wenden, ob eine Wohnung über sechs und 
mehr Wohnräume verfügt und damit auf 
Grund des Gesetzes zur Änderung mietprei$- 
rechtlicher Vorschriften vom 20. Dezember 
1968 von der Mietpreisbindung befreit ist? 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


3. Abgeordneter Warum werden leerstehende Vermögensob- 
Weigl jekte des Bundes, z. B. in Thurndorf, Landkreis 

Eschenbach (Oberpf), die in immer stärkerem 
Maße dem Verfall ausgesetzt sind, nicht in 
den großen deutschen Tageszeitungen zum 
Verkauf ausgeschrieben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 


4. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Wie viele Jugendliche sind seit der Okkupa- 
tion der CSSR von Gerichten der Sowjetzone 
wegen Sympathiebeweisen für die legale 
tschechoslowakische Staatsführung bestraft 

worden? 
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5. Abgeordneter Wie sind die Urteile begründet worden? 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 

6. Abgeordneter Wie hoch waren die Strafen? 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 

Dr. Hudak 


8. Abgeordneter 

Dr. Hudak 


9. Abgeordneter 

Dr. Mende 


10. Abgeordneter 

Dr. Mende 


11. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


12. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß lang- 
jährigen Bundesangestellten, die zum 31. De- 
zember 1968 aus ihrem Dienst ausscheiden, 
die Weihnachtszulage für 1968 vorenthalten 
wird? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
§ 1 Abs. 3 des Tarifvertrages vom 24. Novem- 
ber 1964 nur unter der Voraussetzung Gültig- 
keit haben kann, wenn das Rechnungsjahr zum 
31. März eines jeden Jahres abschließt oder 
müßte der obengenannte Absatz 3 des § 1 
geändert werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß an der 
niederländisch-deutschen Grenze auf sieben 
Kilometer Länge im Raume Merkstein kein 
Grenzübergang geplant ist und alle Bemühun- 
gen der Bevölkerung, einen engeren Kontakt 
durch die Einrichtung von mehreren Übergän- 
gen zwischen der niederländischen und deut- 
schen Bevölkerung im Raume Merkstein zu 
erreichen, bisher gescheitert sind? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um den parallel auf der Hauptstraße 
von Herzogenrath aus Betonsteinen errichte- 
ten Grenzwall zwischen Deutschland und den 
Niederlanden wenigstens an einigen Stellen 
für den Nachbarverkehr von einer Straßen- 
seite Herzogenraths auf die andere passierbar 
zu machen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in 
der Presse veröffentlichte Stellungnahme des 
Präsidenten des Bundeskriminalamtes, Paul 
Dickopf, über Umfang und Versäumnisse der 
Bekämpfung von Verbrechen ein großes Echo 
in der Bevölkerung gefunden und die Frage 
veranlaßt hat, welche Konsequenzen die Bun- 
desregierung vorsieht, um die Bevölkerung 
vor der wachsenden Kriminalität zu schützen? 

Trifft es zu, daß die Zahl der allein bekannt- 
gewordenen Verbrechen und Vergehen im 
Jahre 1967 erstmals die Zwei-Millionen-Gren- 
ze überschritten hat {Verkehrsstraftaten nicht 
mitgerechnet) und daß mindestens jeder drei- 
ßigste Einwohner unseres Staates (Kinder ein- 
geschlossen) Opfer einer kriminellen Tat wur- 
de? 


2 



Deutscher Bundestag — • 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3705 


13. Abgeordneter Was sagt die Bundesregierung zu dem Vor- 

Dr. Gleissner wurf, daß die Maßnahmen im Rahmen einer 

Gesamtkonzeption der Verbrechensbekämp- 
fung nicht genügend aufeinander abgestimmt 
sind und daß sich in der Bevölkerung das Ge- 
fühl breit macht, unser Staat könne die innere 
Sicherheit nicht mehr ausreichend gewährlei- 
sten? 

14. Abgeordneter Welche Vorkehrungen sind getroffen und wel- 

Dorn che Maßnahmen sind eingeleitet worden, um 

das vorgesehene Zivilschutzkorps aufzustel- 
len und zu versorgen? 

15. Abgeordneter Welche finanziellen Mittel sind für die bisher 

Dorn im Zusammenhang mit der Aufstellung des 

Zivilschutzkorps eingeleiteten Maßnahmen 
aufgewendet worden? 

16. Abgeordneter Kann die Bundesregierung schon jetzt eine 

Schultz Arbeitsplatzgarantie für den Personenkreis 

(Gau- übernehmen, der derzeit nur unter den nicht 

Bischofsheim) ausreichenden Kündigungsschutz des TVAL II 

mit Wirkung vom 1. Januar 1967 fällt? 

17. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in die- 

Kubitza sein Sommer 7000 Studenten während der Fe- 

rien bei der amerikanischen Regierung in 
Washington arbeiteten, übersetzten, Kongreß- 
abgeordneten halfen und dadurch einen tiefe- 
ren Einblick in die Arbeit von Regierung und 
Parlament gewannen? 

18. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für einen guten 

Kubitza und auch bei uns empfehlenswerten Weg, Stu- 

denten auf diese Weise zu zeigen, wie interes- 
sant und verantwortungsvoll die Tätigkeit in 
Regierung und Parlament ist? 

19. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Berechnungen 

Dichgans des Biidungsrates für richtig, der in seiner 

Empfehlung von 1967 „Sicherung der öffentli- 
chen Ausgaben für Schulen bis 1970" und in 
seiner Empfehlung von 1968 „Sicherung der 
öffentlichen Ausgaben für Schulen und Hoch- 
schulen bis 1975" zu dem Ergebnis gekommen 
ist, daß eine Fortschreibung des heutigen Bil- 
dungssystems auf die zu erwartenden ver- 
mehrten Schülerzahlen den Aufwand für Schul- 
bildung, der im Jahre 1965 11,3 Milliarden 
DM betragen hat, im Jahre 1970 auf 16,8 Mil- 
liarden DM und im Jahre 1975 auf rund 22 Mil- 
liarden DM steigern würde? 

20. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die aus der gleichen 

Dichgans Quelle stammende Annahme für richtig, daß 

eine Umgestaltung der Schulen nach Planzie- 
len mit verminderten Schülerzahlen je Klasse 
die Zahl für 1975 von rund 22 Milliarden DM 
auf rund 27 Milliarden DM steigern würde und 
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daß eine weitgehende Reform sogar eine Stei- 
gerung auf rund 32 Milliarden DM bringen 
müßte? 

21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick auf 

Dichgans ihre Verantwortung für Wissenschaft und For- 

schung, die eine gute Schulbildung voraus- 
setzen, mit den Ländern, deren Zuständigkeit 
dadurch nicht beeinträchtigt werden soll, in 
ein Gespräch darüber einzutreten, wie der 
wachsende Geldbedarf für die Schulbildung 
finanziert werden soll? 

22. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Kahn-Ackermann die Kultusministerkonferenz der Länder auf 

die Empfehlung 535 der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates und auf das Programm 
des Rates für kulturelle Zusammenarbeit hin- 
zuweisen, in denen der obligatorische Unter- 
richt in einer modernen Fremdsprache für alle 
Schulkinder gefordert wird? 

23. Abgeordneter Wann ist mit dem Erlaß der Ausführungsbe- 

Wagner Stimmungen für den Teil des Katastrophen- 

schutzgesetzes, der die Freistellung der Kata- 
strophenschutzhelfer vom Wehrdienst regelt, 
zu rechnen? 

24. Abgeordneter In welcher Weise ist nach Meinung der Bun- 

Picard desregierung bei der anstehenden Beförde- 

rung eines Beamten dessen jahrelange parla- 
mentarische Tätigkeit als Mitglied des Deut- 
schen Bundestages zu berücksichtigen? 

25. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Auffassung, 

Picard daß parlamentarische Tätigkeit im Deutschen 

Bundestag bei der Prüfung der Förderungs- 
würdigkeit wohl moralisch, aber nicht prak- 
tisch zu berücksichtigen sei und z. B. politisch- 
parlamentarische Tätigkeit von 1950 bis 1962 
als Komponente der bei Beförderungen zu be- 
rücksichtigenden Faktoren unterhalb der meß- 
baren Größe bleibe? 

26. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei ihrer Stellung- 

Moersch nähme zum Bericht der Presse-Kommission das 

Urteil des 1. Zivilsenats des Bundesgerichts- 
hofs betr. Anzeigenblätter und Tageszeitungen 
in angemessener Weise berücksichtigen? 

27. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit zu 

Dr, Bechert bewirken, daß durch die Rundfunk- und Fern- 

(Gau- sehanstalten kostenlos Sendezeiten zur Ver- 

Algesheim) fügung gestellt werden, in denen vor den ge- 

sundheitlichen Schäden durch das Rauchen 
gewarnt wird, wie das die amerikanische Bun- 
deskommission für das Fernmeldewesen den 
Sendeanstalten in den Vereinigten Staaten 
rechtsgültig auferlegt hat (siehe FAZ vom 
23. November 1968 nach einer AP-Meldung 
vom 22. November 1968)? 
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28. Abgeordneter 

Schlee 


29. Abgeordneter 
Schlee 


30. Abgeordneter 

Paul 


31. Abgeordneter 

Paul 


32. Abgeordneter 

Josten 


33. Abgeordneter 

Josten 


Warum waren die Polizeikrafte der Bundes- 
republik Deutschland und des Freistaates 
Bayern nicht imstande zu verhindern, daß am 
Freitag, dem 3. Januar 1969, bei Egerteich im 
Landkreis Tirschenreuth durch tschechoslowa- 
kische Polizeikräfte die deutsche Gebietshoheit 
verletzt und ein Flüchtling auf deutschem Ge- 
biet festgenommen und in die Tschechoslowa- 
kei zurückgebracht wurde? 

Wird sich die Bundesregierung mit einer Ent- 
schuldigung der tschechoslowakischen Grenz- 
behörden begnügen oder wird sie weitere 
Konsequenzen aus diesem Vorgang ziehen, 
insbesondere die Auslieferung des Flüchtlings 
verlangen? 

Welche Maßnahmen wurden von der Bundes- 
regierung ergriffen, um zu erzielen, daß der 
am 3. Januar 1969 im Landkreis Tirschen- 
reuth in die Tschechoslowakei verschleppte 
deutsche Flüchtling wieder in die Bundesrepu- 
blik Deutschland zurückgestellt wird? 

Welche Vorkehrungen sind getroffen worden, 
um Verschleppungen aus dem Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland, wie sie am 3. Januar 
1969 im Landkreis Tirschenreuth geschehen 
sind, in Zukunft zu verhindern? 

Welche Vorstellungen hat das Bundesinnen- 
ministerium für eine Neuorganisation der 
nächsten Regierung? 

Wie weit sollen Bundesministerien bei den 
vorhandenen Plänen zusammengelegt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


34. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich ein 
Bühling Mitglied des 5. Strafsenats des Bundesgerichts- 

hofes, der die Revisionsentscheidung im Fall 
Rehse zu treffen hat, vorweg öffentlich und 
schriftlich dahin festgelegt hat, der Freispruch 
der ersten Instanz sei ein „mutiges Urteil"? 


35. Abgeordneter 

Bühling 


Kann und will die Bundesregierung zu diesem 
Sachverhalt Stellung nehmen? 


36. Abgeordneter 
Genscher 


Wieviel Strafverfahren sind 1967 mit Frei- 
heitsstrafen von mindestens neun Monaten 
abgeschlossen worden? 


37. Abgeordneter In wieviel Fällen der 1967 mit Freiheitsstrafen 
Genscher von mindestens neun Monaten abgeschlosse- 

nen Strafverfahren sind bei der Gesamtstrafen- 
bildung Einzelstrafen für Verbrechen oder Ver- 
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gehen gleicher oder ähnlicher Art enthalten, 
die zwischen der ersten Ergreifung oder der 
ersten Vernehmung im Rahmen eines Ermitt- 
lungsverfahrens und der Hauptverhandlung 
begangen worden sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


38. Abgeordnete 

Frau Funcke 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um sicherzustellen, daß Einfuhrzölle und 
-abgaben anderer Staaten aus der Bemessungs- 
grundlage für die deutsche Sonderumsatzsteu- 
er bei der Ausfuhr herausbleiben, wenn die 
Preisvereinbarungen alle Kosten bis zum Hau- 
se des Empfängers enthalten? 


39. Abgeordneter 

Weigl 

Ist die Gleichbehandlung des Steuerbürgers in 
allen Teilen der Bundesrepublik Deutschland 
noch gewährleistet, wenn einzelne Oberfinanz- 
direktionen (z. B. Nürnberg) die Mindestge- 
bühr von 3 DM nach § 9 GKG erheben, andere 
Oberfinanzdirektionen jedoch auf Grund von 
Urteilen der Finanzgerichte Düsseldorf und 
Baden-Württemberg von der Erhebung dieser 
Mindestgebühr absehen? 


40. Abgeordneter 

Picard 

Welche Folgerungen bezüglich der Anwen- 
dung der Mehrwertsteuer auf den Gebraucht- 
wagenhandel gedenkt die Bundesregierung 
aus der Erkenntnis zu ziehen, daß Gebraucht- 
wagen in zunehmendem Maße vom Handel im 
Auftrag des Kunden verkauft werden und da- 
mit auf völlig legale Weise bei diesem Agen- 
turgeschäft nicht der Wert des Gebrauchtwa- 
gens sondern nur ein verschwindend geringer 
Bruchteil des Wagenwertes zur Mehrwert- 
steuer herangezogen werden kann? 


41. Abgeordneter 

Kohlberger 

Wie hoch sind die steuerfreien Beträge im 
In- und Ausland (Auslandsarbeiter) bei den 
Auslösungssätzen für Monteure? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

42. Abgeordneter 

Kohlberger 

Sind Vorbereitungen getroffen, daß diese 
steuerfreien Beträge erhöht werden, um den 
Tarifvertragsparteien die Möglichkeit zu ge- 
ben, die Auslösungssätze entsprechend den 
gesteigerten Unkosten bei Montagen zu er- 
höhen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

43. Abgeordneter 

Kohlberger 

Ist es möglich, für diese Personengruppe (Mon- 
teure) im Steuerrecht Sonderregelungen zu 
schaffen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

44. Abgeordneter 

Geldner 

In welchem Zusammenhang mit dem Beschluß 
der Ministerpräsidenten der Länder über eine 
Erhöhung der Rundfunk- und Fernsehgebüh- 
ren steht die Ankündigung der Bundesregie- 
rung, sie erwäge, die Rundfunk- und Fernseh- 
gebühren ganz fallen zu lassen und die Bei- 
träge in die allgemeinen Steuertarife einzu- 
bauen? 
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45. Abgeordnete Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
Frau Funcke rung, um Härtefälle auszugleichen, die für die 
Exportwirtschaft dadurch entstanden sind, daß 
vor dem 23. Dezember 1968 wegen der Über- 
lastung des Verkehrsgewerbes nicht alle ferti- 
gen Exportsendungen befördert werden konn- 
ten? 


46. Abgeordneter Wie hoch ist nach Schätzung der Bundesre- 
Matthöfer gierung der Steuerausfall, der durch abzugs- 

fähige Kosten für die gegenseitige Bewirtung 
von Geschäftsfreunden in Restaurants, Nacht- 
clubs, Jagdhütten usw. sowie für Weihnachts- 
geschenke usw. entsteht? 


47. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei Steuerpflichtigen mit sehr 
Matthöfer hohem Einkommen eine Verminderung des 

Kirchensteuersatzes ausgehandelt werden 
kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


48. Abgeordneter 

Dr. Friderichs 


49. Abgeordneter 

Dr. Friderichs 


50. Abgeordneter 

Dr. Friderichs 


51. Abgeordneter 

Geldner 


52. Abgeordneter 

Dr. Kreutzmann 


53. Abgeordneter 

Dr. Kreutzmann 


Ist die Bundesregierung bereit, die aus der 
Differenz zwischen Importsubvention und Aus- 
fuhrbelastung resultierenden Mehreinnahmen 
von über einer Milliarde DM entsprechend 
ihrer Zusage einem Härtefonds zugunsten be- 
sonders betroffener Wirtschaftszweige zuzu- 
führen? 


Wird die Bundesregierung über die Verteilung 
der Beträge Richtlinien erlassen, denen die 
betroffenen Wirtschaftszweige entnehmen 
können, ob sie mit einer Ausgleichszahlung 
rechnen können? 

Ist die Bundesregierung bereit, der in einer 
Region konzentrierten, stark exportorientier- 
ten und auf dem Inlandsmarkt unter erheb- 
lichem ausländischen Konkurrenzdruck stehen- 
den deutschen Schuhindustrie eine Übergangs- 
hilfe aus dem Härtefonds zu gewähren? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem offen- 
bar gegen die freien Tankstellen gerichteten 
Vernichtungswettbewerb tatenlos zuzusehen? 

Hält die Bundesregierung die unterschiedli- 
chen Branchenkataloge für die Frachthilfe in 
den Zonenrandländern heute noch für vertret- 
bar? 

Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, 
daß es besser wäre, einen einheitlichen Fracht- 
hilfekatalog für alle vier Zonenrandländer zu 
schaffen? 
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54. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


55. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


56. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


57. Abgeordneter 

Dr. Frerichs 


58. Abgeordneter 

Dr. Frerichs 


59. Abgeordneter 

Dr. Frerichs 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Sub- 
ventionen nach dem Gesetz zur Sicherung des 
Steinkohleneinsatzes von einigen Kraftwerken 
an die Verbraucher weitergegeben werden und 
sehr teuere Kredite mit hohen Zinsen zur Vor- 
finanzierung aufgenommen werden müssen, 
weil bisher die Auszahlung erst nachträglich 
erfolgte? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Verbrau- 
cher in den vollen Genuß der Subventionen 
dadurch zu bringen, daß sie Abschlagszahlun- 
gen an die Kraftwerke leistet und somit ver- 
meidet, daß die zur Weitergabe bestimmten 
Subventionen durch hohe Zinsleistungen teil- 
weise wieder aufgebraucht werden? 

Ist mit der Einführung einer Pendlerprämie 
für Arbeitnehmer, die Fahrstrecken von mehr 
als 20 km zu den zentralen Orten in den Bun- 
desausbaugebieten zurückzulegen haben, noch 
in diesem Jahr zu rechnen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die unbefriedigende Regelung laufender Ex- 
portverträge durch die Sonderumsatzsteuer im 
Absicherun'gsgesetz in der Exportwirtschaft 
große Unsicherheiten entstanden sind, da nach 
Ansicht des Außenhandels Rechtssicherheit 
und Kontinuität im grenzüberschreitenden 
Warenverkehr nicht mehr gewährleistet sind? 

Kann die Bundesregierung verbindlich erklä- 
ren, daß es zu keiner weiteren umsatzsteuer- 
lichen Maßnahme kommen wird, die die Ex- 
portwirtschaft erneut belastet, falls die Erwar- 
tungen zum Abbau der Außenhandelsüber- 
schüsse nicht eintreten? 

Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich 
Schritte zur Einberufung einer internationalen 
Währungskonferenz zu unternehmen, um die 
Währungsrelation auf multilateralem Wege 
den tatsächlichen Verhältnissen anzupassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


60. Abgeordneter Trifft die Feststellung der COPA zu, daß sich 
Ertl Produktionsmittel und Lohnkosten in der 

Landwirtschaft in den letzten Jahren um durch- 
schnittlich 4Vo bis 5Vo erhöht haben? 


61. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich bei den 
Ertl Verhandlungen zur Neufestsetzung der Agrar- 

preise im EWG-Ministerrat für spürbare Preis- 
verbesserungen, wie von COPA vorgeschla- 
gen, einzusetzen? 
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62. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in 
Dr. Rinderspacher Frankreich für Weihnachten Gutscheine an 

Rentner ausgegeben wurden, die den kosten- 
losen Bezug von 1 kg Butler ermöglichten, 
wodurch 13 000 t Butter vom nationalen But- 
terberg weggeschmolzen wurden? 

63. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch ähnliche 
Dr. Rinderspacher Aktionen den Rentnern und anderen Bedürf- 
tigen einen kostenlosen Bezug und der deut- 
schen Wirtschaft und dem Steuerzahler den 
Abbau der kostspieligen Vorräte an Butter zu 
ermöglichen? 

64. Abgeordneter Kann die Bundesregierung schon heute beur- 
Dr. Rinderspacher teilen, ob und wie weit die vorweihnachtlichen 

Maßnahmen zum verbilligten Bezug von Butter 
durch Wohlfahrtsorganisationen und andere 
Verbände zeitlich ein Mißerfolg waren und 
wird sie Schritte unternehmen, um ähnliche 
Maßnahmen in der Zukunft so rechtzeitig in 
die Wege zu leiten, daß ihr Zv/eck auch voll 
erreicht wird? 

65. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß hollän- 

Reichmann dischen Exporteuren, die Speisekartoffeln in 

die Bundesrepublik Deutschland ausführen, 
Exportprämien von 2,5Vo für 50 kg Packungen 
und sogar lO^/o bis 12®/o für abgetütete Ware 
bezahlt werden? 

66. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 

Reichmann regierung gegen diese EWG-widrige, markt- 

verdrängende Wettbewerbsverzerning zu er* 
greifen? 

Wird die Bundesregierung im EWG-Minister- 
rat den Kommissionsvorschlag (Mansholt-Plan) 
ablehnen, in Zukunft die Agrarstrukturpolitik 
in der EWG nach gemeinsamen Kriterien aus- 
zurichten und gemeinsam zu finanzieren? 

Wird die Bundesregierung im EWG-Minister- 
rat den Kommissionsvorschlag (Mansholt-Plan) 
ablehnen, nachdem die Finanzmittel im EWG- 
Agrarfonds für die Abteilung Ausrichtung 
(Struktur) im Laufe der nächsten Jahre von 
1 Milliarde DM auf 6 Milliarden DM erhöht 
und die Mittel für die Abteilung Garantie 
(Marktordnungen) von ca. 8 Milliarden DM 
auf 3 Milliarden DM vermindert werden sol- 
len? 

Hält die Bundesregierung eine starke Vermin- 
derung der Finanzmittel der Abteilung Garan- 
tie (Marktordnungen) des EWG-Agrarfonds 
für durchführbar, ohne einschneidende Folgen 
im landwirtschaftlichen Marktordnungswesen 
der Gemeinschaft hervorzurufen? 


69. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


68. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


67. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 
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Geschäftsbereich des Bundesministeis für 
Arbeit und Sozialordnung 


70. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


71. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


72. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


73. Abgeordneter 

Weigl 


74. Abgeordneter 

Geisenhofer 


75. Abgeordneter 

Geisenhofer 


76. Abgeordneter 

Geisenhofer 


77. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wieviel Streitsachen beim Bundesso- 
zialgericht im Jahre 1967 zum Stichtag 31. De- 
zember anhängig waren? 


In welchen Jahren wurden die in der Fra- 
ge 70 erwähnten Revisionen beim Bundes- 
sozialgericht anhängig gemacht? 

Ist nach Einrichtung eines weiteren Senats 
beim Bundessozialgericht in Kassel eine be- 
merkenswerte Abkürzung in der Verfahrens- 
dauer zu den Entscheidungen eingetreten? 

Wann wird die Bundesregierung Vorschläge 
zur Harmonisierung der Leistungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz, dem Bundesentschä- 
digungsgesetz und der gesetzlichen Unfall- 
versicherung vorlegen? 


Wie steht die Bundesregierung zu Vorschlä- 
gen, bei den Sozialversicherungsträgern regel- 
mäßige Sprechtage für Versicherte und Rent- 
ner abzuhalten, nachdem bei der Schwierigkeit 
der Rechtsmaterie der heutigen Rentenver- 
sicherung die von den Versicherungsträgern 
herausgegebenen Merkblätter die Einzelbera- 
tungen nicht ersetzen können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge, 
bei den Sozialversicherungsträgern mit einer 
Datenspeicherung für Versicherte, die in den 
nächsten zehn oder fünfzehn Jahren ins Ren- 
tenalter kommen, zu beginnen, um diesem 
Personenkreis in gewissen Zeitabständen In- 
formationen über die Höhe der im Renten- 
alter zu erwartenden Rente zukommen lassen 
zu können? 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
durch ein solches Rentenvorverfahren (ab 50. 
Lebensjahr) einem dringenden Informationsbe- 
dürfnis der Versicherten Rechnung getragen 
wird und daß die Mehrkosten bei Eintreten 
des Versicherungsfalles durch eine wesentlich 
kürzere Endbearbeitungszeit — auf Grund be- 
reits vorgeordneter Unterlagen — wieder ein- 
gespart werden? 

Bis wann ist mit der völligen bargeldlosen 
Auszahlung von Arbeitslosengeld und Arbeits- 
losenhilfe durch die Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung zu 
rechnen? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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78. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


79. Abgeordneter 

Strohmayr 


80. Abgeordneter 

Strohmayr 


81. Abgeordneter 

Matthöfer 


Kann angesichts der allgemeinen Arbeits- 
marktlage und in ostbayerischen Gebieten mit 
Rücksicht auf die besonderen, saisonbedingten 
Verhältnisse die regelmäßige Meldung von 
Arbeitslosen bei den Arbeitsämtern gemäß 
§ 179 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung entfallen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Kamin- 
kehrer bei einer vierteljährlichen Beitrags- 
zahlung von 800 DM erst mit 70 Jahren Rente 
erhalten? 

Wird zutroftendenfalls die Bundesregierung 
veranlassen, daß das Rentenalter für Kamin- 
kehrer entsprechend dem Gleichheitsgrundsatz 
auf 65 Jahre festgesetzt wird? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Kosten der Durchführung einer Betriebsrats- 
wahl für die Beschäftigten bei den Stationie- 
rung ss t re i t k r ä f te n ? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


82. Abgeordneter 

Kubitza 


83. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


84. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 

85. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


86. Abgeordneter 

Forsch 


Wann werden die schon lange beschlossenen 
Sportförderungsgruppen der Bundeswehr ein- 
gerichtet? 

Was hat die Bundesregierung bisher zur Rea- 
lisierung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Sportförderung vom 28. Juni 1967 
(Drucksache V/ 1980) getan, wo es heißt: „. . in 
der Bundeswehr den Leistungssport durch die 
Errichtung von Lcistungszentren zu fördern"? 

Welche Förderung erfahren talentierte Sport- 
ler und Spitzensportler während ihrer Dienst- 
zeit bei der Bundeswehr? 

Welche zeitliche und fachliche Verbesserun- 
gen der sportlichen Ausbildung bei der Bun- 
deswehr wurden als Konsequenz aus der 
Sportdebatte des Deutschen Bundestages vom 
1. Dezember 1967 erzielt, wo die Sprecher der 
drei Fraktionen eine Ausweitung der sport- 
lichen Ausbildung in der Bundeswehr gefor- 
dert haben? 

Auf welche Untersuchungen und Überlegungen 
im einzelnen stützt sich die Behauptung des 
Bundesverteidigungsministeriums in der Ant- 
wort auf die Kleine Anfrage betreffend Woh- 
nungsfürsorge in der Bundeswehr vom 23. De- 
zember 1968 (Drucksache V/3690), die Verset- 
zungshäufigkeit bei den Soldaten könne aus 
Ausbildungsgründen nicht weiter herabgemin- 
dert werden? 


Drucksache V/3705 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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87. Abgeordneter 

Porsdi 


88. Abgeordneter 

Jung 


89. Abgeordneter 

Jung 


90. Abgeordneter 

Jung 


91. Abgeordneter 

Ollesch 


92. Abgeordneter 

Ollesch 


93. Abgeordneter 

Ollesch 


94. Abgeordneter 

Dröscher 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Wie erklärt sich die Diskrepanz zwischen den 
Zahlenangaben in dieser Antwort der Bundes- 
regierung (z. Z. seien 10 000 Wohnungen für 
die Bundeswehr im Bau oder kurz vor Bau- 
beginn) mit den Erklärungen der Bundesregie- 
rung zum Entwurf des Haushaltseinzelplans 
14 für das Rechnungsjahr 1969, wonach nur 
6400 Wohnungen im Bau sind oder kurz vor 
Baubeginn stehen? 


Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach der 
Stützpunkt Beja (Portugal) in Zukunft nicht 
von der Bundeswehr, sondern nur noch von 
der deutschen „Lufthansa" zur Ausbildung des 
fliegenden Personals genutzt werden wird? 


Bei Bejahung der Frage 88; wie vereinbart 
sich das mit der der Fraktion der FDP noch 
am 9. August 1968 erteilten Antwort, die Bun- 
desregierung beabsichtige, die Luftwaffenbasis 
Beja für vorgesehene Zwecke der Bundeswehr 
sinnvoll zu nutzen? 


Wird sich die Bundesregierung die bisher für 
den Ausbau des Stützpunktes Beja ausgegebe- 
nen 200 Millionen DM von den neuen zivilen 
Nutzungsberechtigten erstatten lassen? 


Besteht eine Anweisung des Bundesverteidi- 
gungsministeriums an die Wehrersatzbehör- 
den, einen von mehreren Söhnen von Schwer- 
beschädigten vom Wehrdienst zu befreien? 


Welche Überlegungen haben die Bundesregie- 
rung veranlaßt, einen von mehreren Söhnen 
von Schwerbeschädigten freizustellen, die ein- 
zigen Söhne jedoch offenbar von dieser Rege- 
lung auszunehmen? 


Gebieten die Logik und das fnteresse der Be- 
troffenen nicht, eher die einzigen Söhne von 
Schwerbeschädigten freizustellen, als einen 
willkürlich herausgegriffenen von mehreren 
Söhnen? 


Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
einem zur Anstellung heranstehenden jungen 
Postbeamten nach § 20 Abs. 1 der Bundeslauf- 
bahnverordnung die Probezeit ohne Anrech- 
nung der als „Soldat auf Zeit" abgeleisteten 
Dienstzeit berechnet wird und damit ein junger 
Beamter, der es in zwei Jahren bis zum Leut- 
nant der Reserve gebracht hat, wesentlich 
schlechter gestellt ist als ein nur den Grund- 
wehrdienst leistender Wehrpflichtiger, weil 
diesem die 18 Monate auf die Probezeit ange- 
rechnet werden können? 


Fragesteller hat sich mit 
sdiriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Drucksache V73705 


95. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


96. Abgeordneter 

Dr. Ilofmann 
(Mainz) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregie> 
rung ergreifen, um das Problem des Kriegs- 
dienstverweigerungsrechtes so zu lösen, daß 
die Aufgabe der Bundeswehr, Recht und Frei- 
heit der Bundesrepublik Deutschland nach 
Außen zu verteidigen, nicht gefährdet wird? 

Sind Behauptungen richtig, daß der augen- 
blickliche Rechtszustand hinsichtlich der Mög- 
lichkeit der Kriegsdienstverweigerung bei Be- 
rufung einer größeren Anzahl Wehrpflichtiger 
auf das Kriegsdienstverweigerungsrecht große 
Teile der Bundeswehr lahmlegen könnte? 


Geschäftsbereich des Biindesministers für Verkehr 


97. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


98. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


99. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 

100. Abgeordneter 

Strohmayr 


lOi. Abgeordneter 

Fritz 

(Wiesbaden) 


102. Abgeordneter 

Forsch 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
dort, wo Bahnstrecken stillgelegt werden, 
kinderreichen Familien im Bahnbusverkehr 
die gleichen Ermäßigungen zu gewähren wie 
im Schienenverkehr? 

Ist die Bundesregierung bereit, Bahnhöfe still- 
gelegtcr Bahnstrecken den betreffenden Ge- 
meinden kostenlos zu überlassen, wenn diese 
das Gelände seinerzeit der Reichsbahn eben- 
falls kostenlos zur Verfügung gestellt hatten? 

In welchem Zeitraum ist mit dem Bau einer 
Brücke über den Rhein im Raum Oppenheim 
zu rechnen? 


Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, daß 
dem Flensburger Zentralregister durch den 
neuen Bußgeldkatalog eine Mehrbelastung 
durch Eintragungen der Bußgeldbescheide in 
die Verkehrssünderkartei angelastet wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, die mit den 
Busspuren zur flüssigeren Verkehrsgestaltung 
und zur Beseitigung der sogenannten Beinahe- 
kollisionen in Wiesbaden gemachten guten Er- 
fahrungen zu nutzen, indem die in der Straßen- 
verkehrs-Ordnung verankerte Verwendung 
der Sondersignale für Schienenfahrzeuge auch 
ausdrücklich auf Omnibusse auf besonderen 
Fahrspuren ausgedehnt und die Verpflichtung, 
Schienenwege des öffentlichen Nahverkehrs 
freizuhalten, für besonders gekennzeichnete 
Omnibusspuren übernommen wird? 

Wird die Bundesregierung, nachdem durch 
Einführung des Visazwangs für Berliner bei 
Reisen in die Bundesrepublik Deutschland die 
Zahl der Reisenden im Omnibuslinienverkehr 
abgenommen hat, mit Rücksicht auf die Frem- 
denverkehrsgebiete in Bayern, aber besonders 
im ostbayerischen Grenzland, auch Flugreisen 
Berlin — Nürnberg und Berlin — München für 
Urlauber bezuschussen? 
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103. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Deut- 

Ramms sehe Bundesbahn insbesondere in den Zentren 

der Großstädte ausreichend Parkplätze in der 
Nähe ihrer Bahnhöfe anbieten kann, um auf 
diese Weise für einen weiteren Kreis von 
möglichen Fahrgästen attraktiv zu werden? 

104. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Deut- 

Ramms sehe Bundesbahn in den vergangenen Jahren 

Mittel aus der erhöhten Mineralölsteuer u. a. 
dazu verwendet hat, neue Parkplätze in den 
Zentren der Großstädte anzulegen, was an 
Platzgründen insofern nicht scheitern muß, als 
sich auch ein Uber- bzw. Unterbau der Bahn- 
anlagen für diese Zwecke anbietet? 

105. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zur Frage der 

Ramms Nützlichkeit sogenannter Notabfahrten von 

unseren Autobahnen? 

106. Abgeordneter Wie ist der Stand der Vorplanung für die Fragesteller hat sich mit 

Burger Autobahn Freiburg-Nord nach Donaueschin- schriftlicher Beantwortung 

gen? einverstanden erklärt. 

107. Abgeordneter Kann die voraussichtliche Trassenführung mit- Fragesteller hat sich mit 

Burger geteilt werden? schriftlicher Beantwortung 

einverstanden erklärt. 

108. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß vor 

Frau Funcke Weihnachten der Transportraum des deut- 

schen Verkehrsgewerbes nicht ausreichte, um 
alle fertiggestellten Exportsendungen noch 
rechtzeitig vor dem 23. Dezember 1968 zu be- 
fördern? 

109. Abgeordneter Hat die Bundesregierung vor Abschluß des 

Müser Regierungsabkommens mit den Landesregie- 

rungen von Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen und Bremen sowie der Stadt Kassel 
vom 30. September 1968 über die Umkanali- 
sierung der unteren Fulda, welches auch den 
Ausbau der unteren Fulda für das Befahren 
mit 1000 t bis 1350 t Schiffen vorsieht, eine 
exakte und detaillierte Kosten- und Nutzen- 
analyse nach dem neuesten Stand der anfal- 
lenden Bau-, Unterhaltungs- und Betriebsko- 
sten einerseits und des zu erwartenden Ver- 
kehrsvolumens andererseits erstellt oder von 
einer neutralen und sachkundigen Institution 
erstellen lassen? 

110. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, gleichzeitig 

Müser oder im Anschluß an den Ausbau der unteren 

Fulda zur Großschiffahrtsstraße auch die Fahr- 
verhältnisse auf der Oberweser zwischen 
Hann. Münden und Minden (Westf) entspre- 
chend anzupassen? 
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111. Abgeordneter Wie vereinbart die Bundesregierung die vor- 
Müser stehend zur Frage 109 und ggf. auch die zur 

Frage 110 erwähnten Ausbaupläne mit den 
von ihr im verkehrspolitischen Programm für 
die Jahre 1968 bis 1972 aufgestellten Forde- 
rungen, daß die begrenzten Mittel des Bundes 
für Verkehrswegebauten so wirksam wie mög- 
lich eingesetzt werden müssen, daß bei der 
Auswahl der durchzuführenden Vorhaben 
strenge Maßstäbe an die Wirtschaftlichkeit zu 
legen sind und daß die Ausbaupläne für die 
Verkehrswege und Anlagen aller Verkehrs- 
träger verstärkt aufeinander abzustimmen 
sind? 


112. Abgeordneter Was ist das Ergebnis der in der schriftlichen 

Peiter Antwort vom 2, Juni 1965 in Aussicht gestell- 

ten Prüfung auf meine Frage für die Frage- 
stunden vom 30. Juni, 1. und 2. Juli 1965 
(Drucksache IV/3636) hinsichtlich des Mitfüh- 
rens von Verbandskästen in PKW's? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


113. Abgeordneter 

Mischnick 


114. Abgeordneter 

Dr. Staratzke 


115. Abgeordneter 

Dr. Staratzke 


116. Abgeordneter 

Dr. Staratzke 


117. Abgeordneter 

Haehser 


118. Abgeordneter 

Dorn 


Fließen die Zuschlagserlöse der Olympiabrief- 
marke ausschließlich der „Stiftung zur Förde- 
rung Olympischer Spiele e. V." zu? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der ge- 
plante unterirdische Bau einer Fernmeldesta- 
tion im Romberg bei Königstein (Taunus) da- 
zu führen muß, die Entwicklung der Stadt 
Königstein als Kurort und als Naherholungs- 
zentrum des Rhein-Main-Gebiets stark zu ge- 
fährden? 

Sind alle Möglichkeiten geprüft worden, einen 
geeigneteren Standort für dieses Projekt aus- 
findig zu machen, der nicht gegen die Lebens- 
interessen einer Kurstadt verstößt? 

Würde das Projekt auch dann ausgeführt wer- 
den, wenn das Stadtparlament seine ableh- 
nende Haltung zu dem Bau der Station in der 
Gemarkung der Stadt aufrecht erhält und sich 
das zuständige Kreisparlament dieser Auffas- 
sung anschließt? 

Wann gedenkt der Bundespostminister die 
frei gewordene Stelle des Präsidenten der 
Oberpostdirektion Trier neu zu besetzen? 

Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß Anzeigen unter dem Motto „Die Heraus- 
forderung der Zukunft" mit dem Porträtfoto 
des Bundespostministers in der Weihnachts- 
zeit in einer Reihe von Zeitungen und Zeit- 


Drucksache V/3705 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Schriften erschienen sind, unter Berücksichtig 
gung der Antwort der Bundesregierung vom 
13. Dezember 1968 (Drucksache V/3650) auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
(Drucksache V/3404) nach besonderen Infor- 
mations“ und Werbemaßnahmen, wo zum Ge- 
schäftsbereich des Bundespostministers ausge- 
führt wird, 1967 und 1968 seien keine beson- 
deren Informationsmaßnahmen zur Unterrich- 
tung der Bevölkerung ergriffen worden, und 
„das Ministerium beabsichtigt auch für den 
Rest des Jahres 1968 und für das Jahr 1969 
keine derartigen Maßnahmen'"? 

119. Abgeordneter Wie kommt es, daß die Bundesrepublik 
Geldner Deutschland, die zu den wirtschaftlich stärk- 

sten Ländern zählt, mit 17 Sprechstellen auf 
100 Einwohner mit ihrem Fernsprechnetz erst 
an 16. Stelle in der Welt steht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


120. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


121. Abgeordnete 

Frau 

Geisendörfer 


122. Abgeordnete 

Frau 

Geisendörfer 


123. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


124. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


Welches ist der Stand der Verhandlungen mit 
den interessierten europäischen Regierungen 
über ein gemeinsames Unternehmen zur An- 
reicherung von Uran mit der Technik der Gas- 
zentrifuge? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung nach den Ergebnissen der Minister- 
ratssitzung am 20. Dezember 1968 in Brüssel 
für die deutsche Beteiligung am Programm von 
Euratom zu ziehen? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, im Hinblick auf die deut- 
schen Mitarbeiter in Euratom-Forschungsstät- 
ten, vor allem in Ispra? 

Sind in den Kosten für Strom aus Atomkern- 
energie, wie sie von den Betreibern großer 
Kernkraftwerke und dem Bundesministerium 
für wissenschaftliche Forschung in der deut- 
schen Öffentlichkeit angegeben werden, die 
Kosten enthalten für die vom deutschen Atom- 
gesetz geforderte Versicherung, für den An- 
und Abtransport benötigten oder gebrauchten 
radioaktiven Materials, die Atommüll-Lage- 
rung und eventuell von der Firma getragene 
Entwicklungskosten? 

Trifft es zu, daß der Bund für das Kernkraft- 
werk Gundremmingen im Jahre 1967 für Be- 
triebsunterbrechungen, also für Verluste des 
Betreibers dieses Kraftwerkes, 10,8 Millionen 
DM zu zahlen hatte? 
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125. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Maxsein 


Mit Bezug auf die in der 200. Sitzung am 29. 
November 1968 gegebene schriftliche Auskunft 
der Bundesregierung über ihre Pläne hinsicht- 
lich des am 1. Januar 1970 in Kraft tretenden 
neuen Intelsat- Abkommens frage ich, ob die 
Bundesregierung mit mir der Meinung ist, daß 
eine Änderung der Funktion von Intelsat un- 
umgänglich ist, d. h., daß Intelsat die Aufgabe 
der Koordination und Harmonisierung über- 
nimmt, während die zu errichtenden regiona- 
len Nachrichtensatellitensysteme von regiona- 
len Konsortien, die Eigentümer sind, zu betrei- 
ben wären? 


126. Abgeordnete Sind der Bundesregierung französische Presse- 
Frau meldungen bekannt, wonach die USA bereit 

Dr. Maxsein sein sollen, ihren Anteil an Intelsat auf 40®/o 
zu reduzieren und gleichzeitig den britischen 
auf 12^/o zu erhöhen? 


127. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Maxsein 


Mit Bezug auf die mir von der Bundesregie- 
rung am 29. November 1968 gegebene Aus- 
kunft, die Bundesregierung verfolge das Ziel, 
die Errichtung und den Betrieb von selbständi- 
gen Regionalsystemen zuzulassen, frage ich, 
ob sich unter Umständen die Frage der weite- 
ren Mitgliedschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Intelsat stellen kann, wenn sich 
die Vorstellungen der Bundesregierung als 
nicht realisierbar erweisen? 


128. Abgeordneter Hält die Bundesregierung angesichts der in 
Dröscher der ganzen Welt bestehenden Uranknappheit 

und insbesondere der mißlichen Versorgungs- 
lage für die zukünftige Kernenergiewirtschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland, im Sinne 
einer vernünftigen Nutzung unserer Boden- 
schätze eine Haltung verantwortlicher Stellen 
für vertretbar, wie sie sich z. B. darin äußert, 
daß der Bürgermeister der Gemeinde Menzen- 
schwand in einem kürzlichen Brief an die Tou- 
ropa in München schreiben konnte: „Weitere 
Versuchsbohrungen (nach Uranerz), die beab- 
sichtigt waren, konnten wir mit Erfolg ver- 
hindern"? 


129. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Chan- 
Faller cen für den Bau eines Kernkraftwerkes im 

badischen Hochrheingebiet der Landkreise Lör- 
rach, Säckingen und Waldshut im Hinblick 
darauf, daß die Standortbedingungen außer- 
ordentlich günstig sind und der Industriestrom- 
verbrauch überdurchschnittlich hoch ist? 


130. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die wich- 
Faller tigen Industriebetriebe des badischen Hoch- 

rheingebietes im Hinblick auf ihre Randlage 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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und die Ferne der Verbrauchszentren nur wett- 
bewerbsfähig bleiben, wenn auf lange Sicht 
billige Energie zur Verfügung gestellt werden 
kann? 


131. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Faller schon die schweizerischen Bemühungen um 

Kernkraftwerke am ITochrhein Anlaß sein soll- 
ten, auch für die deutsche Seite ein entspre- 
chendes energiepolitisches Konzept zu ent- 
wickeln, eventuell in Zusammenarbeit mit der 
Schweiz? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


132. Abgeordneter 

Freiherr 

von Gemmingen 


An welchen multilateralen Organisationen hat 
der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit primär gedacht, als er in einer Pres- 
sekonferenz am 2. November 1968 ausführte, 
in der Entwicklungshilfe sei das Ökonomisch 
Zweckmäßige häufig über multilaterale Insti- 
tutionen leichter durchzusetzen als bilateral? 


133. Abgeordneter 

Freiherr 

von Gemmingen 


Welche Gründe haben den Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit bewogen, in 
der Pressekonferenz den bisher von der Bun- 
desrepublik Deutschland vertretenen Grund- 
satz der Lieferungebundenheit trotz der ge- 
genläufigen Tendenzen bei den anderen 
Hauptgeberländern stärker zu betonen? 


134. Abgeordneter 

Freiherr 

von Gemmingen 


Wo steht nach Ansicht des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit die Nahrungs- 
mittelhilfe im Verhältnis zwischen Entwick- 
lungshilfe und sogenannter humanitärer Hilfe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


135. Abgeordnete 

Frau Dr. Heuser 


Welche Aufgabenstellung ist dem vom Bun- 
desgesundheitsminister eingesetzten Wasser- 
beirat zugewiesen worden? 


136. Abgeordnete 

Frau Dr. Heuser 


Ist es richtig, daß dieser Wasserbeirat zum 
letzten Mal am 17. März 1966 und seither 
nicht mehr zusammengetreten ist? 


137. Abgeordnete 

Frau Dr. Heuser 


Welche Ergebnisse hat die Arbeit des Wasser- 
beirats bisher gehabt? 
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138. Abgeordneter 

Wächter 

Ist in der Gesetzgebung insbesondere in den 
Immissionsschutzgesetzen und den Höchstmen- 
genverordnungen auf Blei als gesundheits- 
schädigender Bestandteil Rücksicht genommen 
worden? 


139. Abgeordneter 

Dr. Besold 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Ver- 
sandhauskatalogen elektrische Hörgeräte zum 
Direktbezug angeboten werden, obwohl nach 
dem derzeitigen Stand von Wissenschaft und 
Technik der großen Zahl von Hörbehinderten 
bei der Vielzahl von Hörstörungen auf Grund 
unterschiedlicher Ursachen eine ausreichende 
Versorgung nur durch ein Zusammenwirken 
von Facharzt und Hörgeräte-Akustiker zuteil 
werden kann? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

140. Abgeordneter 

Dr. Besold 

Gelten nicht für den Versandhandel die glei- 
chen Gesichtspunkte, welche bei der Novelle 
zur Gewerbeordnung im Jahre 1960 der For- 
mulierung des § 56 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe f 
zugrunde lagen, wonach elektrische Hörgeräte 
nicht im Reisegewerbe vertrieben werden dür- 
fen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

141. Abgeordneter 

Dr. Besold 

Ist es nicht geboten sicherzustellen, daß die 
apparative Versorgung der hilfesuchenden 
Hörbehinderten, welche an die fachgerechte 
Anpassung der jeweils geeigneten Geräte, an 
die Unterweisung in ihre Bedienung und an 
das Hörtraining mit den Betroffenen gebun- 
den ist, den ausgebildeten Fachkräften Vorbe- 
halten bleibt? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

142. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 

Hat die Bundesregierung den in der deutschen 
Presse und in ausländischen Fachzeitschriften 
geäußerten Verdacht auf außerordentlich 
schädliche Nebenwirkungen eines ausländi- 
schen Abmagerungsmittels geprüft? 


143. Abgeordneter 

Dr. Meinedte 

Ist die diesem Mittel zur Gewichts- „Reduk- 
tion" zugrundeliegende chemische Substanz 
auch in anderen Medikamenten enthalten? 


144. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 

Ergeben sich aus der Gefährdung mit diesem 
Präparat bezüglich seiner Nebenwirkungen 
neue Gesichtspunkte, die bei der Novellierung 
des Arzneirnittelgesetzes zu berücksichtigen 
wären? 


145. Abgeordneter 

Peiter 

Wie beurteilt die Bundesregierung den bis- 
herigen Verlauf der Hongkong-Grippe in Eu- 
ropa? 
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146. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Peiter vorgesehen, um bei einem übergreifen der 

Hongkong^Grippe auf das Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland die Gefährdung der Be- 
völkerung zu mindern? 

Hält die Bundesregierung eine Überprüfung 
bzv/. Ergänzung der Bestimmungen über die 
ärztlichen Pflichten bei chirurgischen Eingrif- 
fen im Hinblick auf die auch in der Bundes- 
republik Deutschland zu erwartende Vornah- 
me von Herztransplantationen für notwendig? 

148. Abgeordneter Hat das Bundesgesundheitsministerium die 
Gramer Möglichkeit, auf die Bereitstellung von prak- 

tischen Ärzten in ländlichen Gegenden Einfluß 
zu nehmen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


149. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, die in der 
Frau Herklotz Empfehlung 174 der Versammlung der West- 
europäischen Union vom 18. Oktober 1968 vor- 
geschlagenen Bildung eines Komitees hoher 
Regierungsbeamter zu unterstützen, das die 
Richtlinien einer koordinierten europäischen 
Politik für Wissenschaft und Technologie und 
einer ausgeglichenen Industriepolitik zu er- 
arbeiten hätte? 

150. Abgeordneter Entspricht die Darstellung in der Mainzer All- 

Dr. Hofmann gemeinen Zeitung vom Mittwoch, dem 4. De- 
(Mainz) zember 1968, in dem Leitartikel „Sowjetische 

Einmischung" den Tatsachen, wonach die 
Sowjetische Botschaft in Bonn seit Jahren 
gedrucktes Material in deutscher Sprache, das 
sowohl das Gastgeberland als auch unsere 
Alliierten gröblich beleidigt, in der Bundes- 
republik Deutschland verschickt? 

151. Abgeordneter Ist es richtig, daß zum Jahrestag der Oktober- 

Dr. Hofmann Revolution die Zeitschrift „Sowjetunion heu- 
(Mainz) te", herausgegeben von der Presseabteilung 

der Sowjetischen Botschaft, u. a. in einem Bei- 
trag von Pawel Naumow wörtlich schrieb: 
„Aber hier im westdeutschen Staat hält sich 
hartnäckig der Mief der Jahrhunderte, auf- 
rechterhalten durch das gesellschaftliche Sy- 
stem" und „Die Ideologen des Dritten Reiches 
bearbeiten unermüdlich und erfolgreich das 
ideologische Feld der Bonner Demokratie"? 


147. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 
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152. Abgeordneter Wie würde nach Meinung der Bundesregie- 

Dr. Hofmann rung sich die Regierung der Sowjetunion ver- 

(Mainz) halten, wenn die Deutsche Botschaft in Moskau 

in einem Bulletin in russischer Sprache fest- 
stelltc; „Aber hier ini sowjetischen Staat hält 
sich hartnäckig der Mief der Jahrhunderte, 
aufrechterhalten durch das gesellschaftliche 
System — usw."? 


153. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


Hält die Bundesregierung nach den Ergebnis- 
sen der Tagung des Ministerrats der West- 
europäischen Union vom 21. und 22. Oktober 
1968 in Rom die Verwirklichung der in der 
Empfehlung 169 der Versammlung der West- 
europäischen Union vom 16. Oktober 1968 
enthaltenen Forderungen noch für möglich? 


154. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


Besteht nach Meinung der Bundesregierung 
die Aussicht, daß „solide Grundlagen für eine 
Politik der Konsultierung und der Abstim- 
mung" in der Außen- und Verteidigungspoii- 
tik in absehbarer Zeit geschaffen werden kön- 
nen? 


155. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
der Entschließung Nr. 37 der Versammlung 
der Westeuropäischen Union vom 16. Okto- 
ber 1968 für die Einberufung einer politischen 
Konferenz einzutreten, um eine institutiona- 
lisierte europäische Zusammenarbeit- auf allen 
den Gebieten zu erreichen, die von den euro- 
päischen Verträgen nicht erfaßt werden? 


156. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, wie sich 
die Verhandlungen über eine Verbesserung 
der Rechtsverhältnisse der bei den alliierten 
Streitkräften beschäftigten deutschen Arbeit- 
nehmer seit dem 4. Juli 1968 entwickelt haben? 


157. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Kahn-Ackermann rung zu ergreifen, um entsprechend der Ent- 
schließung 378 der Beratenden Versammlung 
des Europarates vom 24. September 1968 zu 
einer einheitlichen Politik auf dem Gebiet der 
Kultur und Erziehung in den internationalen 
Kulturorganisationen zu gelangen? 


158. Abgeordneter Welchen Organisationen gehört die Bundes- 
Haehser republik Deutschland an, in denen die deutsche 

Sprache nicht zu den Amtssprachen gehört? 


159. Abgeordneter Welche Schritte sind von der Bundesregierung 
Haehser unternommen worden, um in diesen Organi- 

sationen auch Deutsch zur Amtssprache erklä- 
ren zu lassen? 
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Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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160. Abgeordneter 

Lenze 

(Attendorn) 


Hat der Ministerrat der Westeuropäischen 
Union bereits Stellung genommen zu der Emp- 
fehlung 166 der Versammlung der Westeuro- 
päischen Union vom 14. Oktober 1968, in der 
diese den Rat um einen Bericht über die Reor- 
ganisation des Atlantischen Bündnisses und 
über die Beziehungen zwischen Nato und 
Westeuropäischer Union ersucht? 


161. Abgeordneter Welches sind die eigenen Vorstellungen der 
Lenze Bundesregierung in dieser Frage? 

(Attendorn) 


162. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit dem von Chap- 
Moersch man Pincher im Daily-Express vom 7. Januar 

1969 berichteten Interpretationsersuchen des 
Artikels 4 des Nato-Vertrages befaßt gewe- 
sen, das beabsichtigt, eine Entsendung von 
Nato-Truppen für Fälle revolutionsähnlicher 
Unruhen in einem Nato-Mitgliedstaat zu er- 
möglichen? 


163. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Moersch der Nato-Rat, gestützt auf Artikel 4 des Nato- 

Vertrages, einem etwaigen Verlangen eines 
Mitgliedstaates dieser Art entsprechen kann? 


164. Abgeordneter Wie weit sind angesichts der Möglichkeiten, 
Dröscher daß in Kürze zwischen der EWG einerseits 

und Tunesien und Marokko andererseits ein 
Assoziierungsvertrag abgeschlossen wird, die 
Bemühungen der Bundesregierung gediehen, 
auch eine zufriedenstellende Regelung zwi- 
schen der EWG und Israel zustande zu brin- 
gen? 


Bonn, den 10. Januar 1969 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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